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Wahlprüfsteine 

zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 
2026 

Die Antworten der Parteien 

1. Einleitung 

Um unsere Zielgruppe fundiert bei der demokratischen Wahlentscheidung zu unterstützen, hat der 

Türkische Bund in Berlin-Brandenburg im Vorfeld ein Wahlprüfstein-Verfahren durchgeführt. Der Fra-

genkatalog umfasst zehn gesellschaftspolitische Themenfelder von zentraler Bedeutung für eine viel-

fältige Einwanderungsgesellschaft. Die vorliegende Übersicht stellt die Positionen der acht politischen 

Parteien vergleichend gegenüber.  

Die Anfragen gingen an die Parteien, die derzeit im Berliner Abgeordnetenhaus oder im Deutschen 

Bundestag vertreten sind. Das BSW hat keine Antworten eingereicht. Volt sowie die Tierschutzpartei 

beteiligten sich auf eigene Initiative. 

Im Sinne politischer Neutralität werden sämtliche Rückmeldungen unredigiert im Originalwortlaut 

wiedergegeben. Die Reihenfolge richtet sich zunächst nach der aktuellen Sitzverteilung im Berliner 

Abgeordnetenhaus (CDU – SPD – Grüne – Linke – AfD) und anschließend alphabetisch nach Parteina-

men (FDP – Tierschutzpartei – Volt).  
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2. Die Antworten im Detail 

Frage 1: Werden Sie sich für die Verabschiedung eines Landesdemokratiefördergeset-

zes in Berlin einsetzen, um damit die Strukturen der für den Erhalt unserer Demokra-

tie aktiven Zivilgesellschaft dauerhaft gesetzlich zu sichern? 

CDU 

Antwort: Die CDU Berlin wird sich dafür einsetzen, dass ein Landesdemokratiefördergesetz im Dialog 

mit der Zivilgesellschaft erarbeitet wird. Für uns sind dabei klare, transparente Förderkriterien, 

rechtsstaatliche Verfahren, parlamentarische Kontrolle sowie Wirksamkeitsprüfung zentral, damit 

Demokratieförderung verlässlich und zielgerichtet unterstützt wird. 

SPD 

Antwort: Ja. Wir wollen die wehrhafte Demokratie stärken und die Arbeit der Zivilgesellschaft verläss-

lich absichern. Gemeinsame mit der Zivilgesellschaft haben wir ein Landesdemokratiefördergesetz 

erarbeitet und setzen uns für die Umsetzung ein. Es soll einen dauerhaften gesetzlichen schaffen. Be-

sonders unterstützen wir damit Projekte in den Bereichen Antidiskriminierung, Opferberatung, Ext-

remismusprävention und Empowerment. Das Landesprogramm „Demokratie, Vielfalt, Respekt“ wol-

len wir so weiter ausbauen und gesetzlich absichern. Damit schaffen wir mehr Planungssicherheit für 

Träger und Initiativen, die demokratische Strukturen vor Ort stärken. Auch im Parlament setzen wir 

uns dafür ein, dass die außerschulische Bildungsarbeit verlässlich finanziert wird. Berlin ist eine welt-

offene Stadt. Das muss sich auch in einer dauerhaften und verlässlichen Förderung der demokrati-

schen Zivilgesellschaft zeigen. 

Grüne 

Antwort: Ja, wir werden uns für die Verabschiedung eines Demokratiefördergesetzes einsetzen. Wir 

Grüne stehen an der Seite zivilgesellschaftlicher Strukturen, Vereine, Migrant*innenorganisationen 

und Initiativen, die vor Ort in den Kiezen und in der gesamten Stadt die Demokratie leben, schützen 

und wieder stärken. Mit dem Landesdemokratiefördergesetz werden wir sie unterstützen und sichern 

ihr Engagement und ihre Arbeit damit nachhaltig. 

Linke 

Antwort: Ja. Aus Sicht von Die Linke Berlin steht fest: Berlin braucht ein Landesdemokratieförderge-

setz. Es ist notwendig, um demokratiefeindlichen Tendenzen in der Gesellschaft entgegenzuwirken 

und die Resilienz von zivilgesellschaftlichen Strukturen zu stärken. Das Gesetz soll Teilhabe und Enga-

gement sichern, deliberative Bürger*innenbeteiligung fördern und marginalisierten Gruppen den Zu-

gang zu demokratischer Beteiligung erleichtern. Ein Landesdemokratiefördergesetz muss Verfahren 

und Infrastruktur der Bürgerbeteiligung auf Landes- und bezirklicher Ebene verankern und dort prä-

ventiv wirken, wo gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, Ausgrenzung, Diskriminierung und die 

Aushöhlung der Demokratie drohen. Wir bedauern, dass im aktuellen Doppelhaushalt keine Mittel für 
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die Implementierung eines Landesdemokratiefördergesetzes eingestellt wurden. Das wollen wir än-

dern. Wir treten für die dialogische Einbindung der Zivilgesellschaft bei der Ausgestaltung und prakti-

schen Umsetzung eines Landesdemokratiefördergesetzes ein und wollen das Gesetz dialogisch erar-

beiten, im Parlament verabschieden und anschließend konsequent umsetzen und weiterentwickeln. 

Viele Nichtregierungsorganisationen, Migrant*innenselbstorganisationen sowie zivilgesellschaftliche 

Projekte für Demokratie, Teilhabe und gegen Diskriminierung und Rechtsextremismus arbeiten unter 

unsicheren Förderbedingungen. Deshalb ist uns wichtig, dass ein solches Gesetz die verlässliche, 

mehrjährige Projektförderung, eine transparente Förderpraxis und umfangreiche Mitsprachemöglich-

keiten der Zivilgesellschaft festlegt. Dabei müssen verbindliche Qualitätskriterien gelten. 

AfD 

Antwort: Die Strukturen, um die es Ihnen geht, werden in Berlin bereits heute in erheblichem Umfang 

finanziert: über das jährliche Haushaltsgesetz, die Förderprogramme der Landesstelle für Gleichbe-

handlung – gegen Diskriminierung, das Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 

Antisemitismus sowie die aus Bundesmitteln kofinanzierten „Partnerschaften für Demokratie“ in den 

Bezirken. Das verfassungsgemäße Instrument hierfür ist und bleibt das Budgetrecht des Parlaments: 

Über Fördermittel entscheidet der Haushaltsgesetzgeber in jeder Wahlperiode neu und das transpa-

rent, befristet und mit der Möglichkeit der Erfolgskontrolle (§ 7 LHO). Ein Landesdemokratieförderge-

setz würde genau diese Kontrolle schwächen, indem es eine dauerhafte Alimentierung festschreibt. 

Nach Auskunft des Senats sind dafür auch keine zusätzliche Haushaltsmittel eingeplant. Hinzu kommt 

ein Grundsätzliches: Zivilgesellschaft ist ihrem Wesen nach staatsfern. Wer dauerhaft vom Staat fi-

nanziert wird, verliert die Unabhängigkeit, die zivilgesellschaftliches Engagement auszeichnet. Der zur 

parteipolitischen Neutralität verpflichtete Staat darf keine faktisch einseitig zusammengesetzte För-

derlandschaft gesetzlich verstetigen. Den vom Senat vorbereiteten Gesetzentwurf lehnen wir daher 

ab. 

FDP 

Antwort: Wir teilen ausdrücklich das Ziel, die freiheitliche Demokratie und eine engagierte Zivilgesell-

schaft zu stärken. In unserem Grundsatzprogramm beschreiben wir eine lebendige Zivilgesellschaft, 

die Vielfalt lebt und fördert, als wesentlichen Bestandteil eines liberalen Berlins. Zugleich verstehen 

wir Demokratie nicht allein als staatliche Aufgabe: Sie lebt von eigenständigem gesellschaftlichem 

Engagement, politischer Bildung, einem offenen Meinungsaustausch und Menschen, die Verantwor-

tung übernehmen. 

Eine pauschale Zusage für ein Landesdemokratiefördergesetz, das bestehenden Organisationen un-

abhängig von Bedarf, Qualität und Wirkung eine dauerhafte gesetzliche Finanzierung garantiert, ge-

ben wir allerdings nicht. Öffentliche Förderung muss nach transparenten, sachlichen und weltan-

schaulich neutralen Kriterien erfolgen, regelmäßig überprüfbar sein und sich an der tatsächlichen 

Wirksamkeit orientieren. Gerade Demokratieförderung muss zudem sicherstellen, dass keine extre-

mistischen, antisemitischen oder anderweitig menschenfeindlichen Strukturen mit öffentlichen Mit-

teln gefördert werden. 
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Wir sind deshalb offen für einen rechtlichen Rahmen, der verlässliche, transparente und faire Förder-

bedingungen schafft. Eine institutionelle Bestandsgarantie ohne regelmäßige Qualitäts- und Wir-

kungsprüfung wäre mit unserem Verständnis verantwortlicher Haushaltspolitik und einer unabhängi-

gen Zivilgesellschaft jedoch nicht vereinbar. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Die Tierschutzpartei Berlin unterstützt ein Berliner Landesdemokratiefördergesetz. Demo-

kratische Bildung und Zivilgesellschaft dürfen nicht von Projektmitteln und wechselnden politischen 

Mehrheiten abhängen. Ein Gesetz schafft die Planungssicherheit, die Initiativen brauchen, um wirk-

sam zu arbeiten. Wir werden uns im Abgeordnetenhaus für ein Gesetz einsetzen, das Demokratieför-

derung als Verpflichtung des Landes verankert und dabei insbesondere die Arbeit gegen Rechtsext-

remismus strukturell absichert. 

Volt: 

Antwort: Ja. Wir wollen kurzfristige Projektlogiken durch verlässliche Strukturförderung ersetzen und 

demokratiefördernde Projekte dauerhaft absichern; die Landeskonzeption gegen Rechtsextremismus, 

Rassismus und Antisemitismus setzen wir konsequent um und entwickeln sie weiter. Einer gesetzli-

chen Verankerung dieser Förderstrukturen in einem Landesdemokratiefördergesetz stehen wir offen 

gegenüber, damit zivilgesellschaftliche Arbeit nicht von Haushaltszyklen abhängt. 

Frage 2: Werden Sie eine Bundesratsinitiative zur Einführung des kommunalen Wahl-

rechts für Drittstaatler:innen über eine Grundgesetzänderung vorantreiben? 

CDU 

Antwort: Wir gehen davon aus, dass mit „Drittstaatler“ Nicht EU Staatsangehörige gemeint sind. Eine 

Bundesratsinitiative zur Einführung eines kommunalen Wahlrechts durch Grundgesetzänderung wird 

die CDU Berlin nicht vorantreiben. Politische Mitbestimmung soll grundsätzlich an die Staatsangehö-

rigkeit anknüpfen. Teilhabe stärken wir über Integration, Beteiligungsformate und verlässliche Einbür-

gerungswege. 

SPD 

Antwort: Die SPD Berlin steht für eine umfassende demokratische Teilhabe aller Menschen, die dau-

erhaft in Berlin leben. Unser Wahlprogramm betont, dass Einbürgerung demokratische Teilhabe und 

gleiche Rechte sichert. Wir wollen Menschen mit Migrationsgeschichte gezielt für Einbürgerung und 

politische Beteiligung gewinnen. 

Grüne 

Antwort: Berliner*innen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit sind in Berlin in erheblichem Um-

fang von demokratischer Mitbestimmung ausgeschlossen. Der Ausschluss von fast einer Million Men-

schen vom Wahlrecht führt zu einem strukturellen Demokratiedefizit. Wir Bündnisgrüne setzen uns 

weiterhin sowohl im Land Berlin als auch im Bundesrat dafür ein, dass Menschen, die ihren Lebens-



5 
 

mittelpunkt in Berlin haben, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit an Volksbegehren und -

abstimmungen, den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen 

(BVVen) und perspektivisch auch zum Bundestag und zum Europäischen Parlament teilnehmen kön-

nen. Für dieses Ziel werden wir unnachgiebig bei den anderen demokratischen Parteien werben. 

Linke 

Antwort: Ja. Schon seit ihrer Gründung 2007 setzt sich Die Linke Berlin (ebenso wie in den Jahren zu-

vor bereits die PDS) dafür ein, dass alle Menschen, die von politischen Entscheidungen betroffen sind, 

auch mitentscheiden können. Ein Viertel der Berliner*innen darf bei den kommunalen Wahlen und 

Abgeordnetenhauswahlen nicht wählen und sich nicht zur Wahl aufstellen lassen. Das stellt ein gro-

ßes Demokratiedefizit dar. Wir wollen daher für Berlin alle landesrechtlichen Möglichkeiten ausschöp-

fen, um das passive und aktive Wahlrecht spätestens nach fünf Jahren Aufenthaltszeit in Deutschland 

für alle Berliner*innen, unabhängig vom Pass, einzuführen. Außerdem werden wir uns weiter auf al-

len Ebenen dafür einsetzen, ein Wahlrecht für Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft zu schaf-

fen und fordern eine Bundesratsinitiative. (https://www.parlament-

berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-0609.pdf) 

AfD 

Antwort: Diese Frage ist verfassungsrechtlich bereits abschließend beantwortet: Nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts ist das Wahlrecht untrennbar mit der deutschen Staatsangehö-

rigkeit verbunden (Urteile vom 31. Oktober 1990, BVerfGE 83, 37 und 83, 60). Die einzige Ausnahme – 

das kommunale Wahlrecht für Unionsbürger nach Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG – beruht auf der besonde-

ren Rechtsstellung der Unionsbürgerschaft und ist nicht verallgemeinerungsfähig. Zugleich hält das 

geltende Recht den Weg zur vollen politischen Teilhabe für jeden offen, der die Voraussetzungen er-

füllt: die Einbürgerung, die das Staatsangehörigkeitsrecht bereits nach wenigen Jahren rechtmäßigen 

Aufenthalts ermöglicht. 

FDP 

Antwort: Eine entsprechende Bundesratsinitiative sehen wir nicht vor. 

Wir teilen allerdings ausdrücklich das Anliegen, Menschen, die dauerhaft in Deutschland leben, eine 

volle politische Teilhabe zu ermöglichen. Unser Weg dorthin ist die Staatsbürgerschaft. Wer dauerhaft 

Teil unserer Gesellschaft ist und die Voraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllt, soll nach unserer 

Auffassung auch Staatsbürger mit allen damit verbundenen Rechten und Pflichten werden können. 

Deshalb wollen wir Einbürgerungsverfahren beschleunigen, die Verwaltung verpflichten, potenziell 

Einbürgerungsberechtigte aktiv über ihre Möglichkeiten zu informieren, und Mehrstaatlichkeit ermög-

lichen. Genau diesen Zusammenhang formulieren wir in unserem Wahlprogramm: Wer mit uns zu-

sammenlebt, soll Mitbürger „mit allen Rechten und Pflichten“ werden können. 

Wir haben insofern eine abweichende Einschätzung beim Instrument: Eine dauerhafte Entkopplung 

des demokratischen Wahlrechts von der Staatsbürgerschaft halten wir nicht für den überzeugendsten 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-0609.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/IIIPlen/vorgang/d19-0609.pdf
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Weg zu politischer Integration. Statt einen dauerhaft unterschiedlichen Status zwischen Wohnbevöl-

kerung und Staatsbürgern zu etablieren, wollen wir Hürden auf dem Weg zur Staatsbürgerschaft ab-

bauen und damit vollständige politische Teilhabe ermöglichen. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Fast eine Million Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft tragen täglich zum Leben in 

Berlin bei. Sie arbeiten hier, gründen Familien und gestalten das gesellschaftliche Leben aktiv mit. 

Dennoch sind sie von den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus ausgeschlossen. An den Wahlen zu 

den Berliner Bezirksverordnetenversammlungen dürfen nur EU-Bürger:innen teilnehmen. Wer seinen 

Lebensmittelpunkt in Berlin hat, ist von politischen Entscheidungen unmittelbar betroffen und über-

nimmt Verantwortung für diese Gesellschaft. Wir werden das Wahlrecht bei den Wahlen zum Abge-

ordnetenhaus und den Bezirksverordnetenversammlungen für alle Menschen ohne deutsche Staats-

bürgerschaft öffnen, die seit mindestens drei Jahren ihren Lebensmittelpunkt in Berlin haben. Politi-

sche Mitbestimmung darf nicht allein vom Pass abhängen, sondern von der tatsächlichen Verwurze-

lung und Teilhabe am gemeinsamen Leben in unserer Stadt. 

Volt 

Antwort: Ja. Volt will politische Teilhabe stärker am Lebensmittelpunkt ausrichten und die europäi-

sche Demokratie stärken. Deshalb setzen wir uns für ein Wahlrecht dauerhaft hier lebender EU-

Bürger*innen bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und die nötigen Rechtsänderungen auf Bun-

desebene ein. Für Menschen aus Drittstaaten wollen wir die politischen Beteiligungsmöglichkeiten 

bspw. in Bürger*innenräte ausbauen. 

Frage 3: Werden Sie sich für organisatorisch unabhängige Beschwerdestel-

len/Antirassismus-Beauftragte in allen Einrichtungen des Landes Berlin, z.B. bei der 

Berliner Verwaltung, Behörden der Staatsanwaltschaft, Kitas-Schulen-Hochschulen, 

BVG, Polizei, Gesundheitswesen einsetzen? 

CDU 

Antwort: Wir unterstützen wirksame, niedrigschwellige und vertrauenswürdige Beschwerdewege 

gegen Diskriminierung. Dabei setzen wir auf klare Zuständigkeiten, verbindliche Standards und ausrei-

chend Ressourcen. Bestehende Strukturen, etwa Polizei- und Bürgerbeauftragter sowie die Ombuds-

stelle des LADG, sollen wirksam verzahnt und weiterentwickelt werden, ohne Doppelzuständigkeiten 

zu schaffen. 

SPD 

Antwort: Die SPD Berlin will unabhängige Beschwerdemöglichkeiten und den Schutz vor Rassismus 

deutlich stärken. Im Wahlprogramm ist vorgesehen, die LADG Ombudsstelle mit Initiativrechten, Be-

fragungsrechten und einer Berichtspflicht auszustatten. Eine unabhängige Beschwerdestelle Schule 

soll den Schutz im Bildungsbereich ergänzen. Außerdem wollen wir Beratungsstellen ausbauen, die 
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Diversity Leitstelle stärken und Beschäftigte verbindlich für strukturelle Diskriminierung sensibilisie-

ren. 

Grüne 

Antwort: Ja. Menschen müssen Diskriminierung unabhängig, vertraulich und niedrigschwellig melden 

können. Deshalb setzen wir uns für den Ausbau unabhängiger Beschwerde- und Ombudsstrukturen 

sowie für wirksame Antidiskriminierungsstrukturen in den Einrichtungen des Landes Berlin ein. Im 

Rahmen der Weiterentwicklung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) wollen wir die Be-

schwerde- und Durchsetzungsstrukturen weiter stärken und Antidiskriminierung dauerhaft im Verwal-

tungshandeln verankern. 

Linke 

Antwort: Die Linke Berlin setzt sich konsequent gegen Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Queer-

feindlichkeit, Ableismus, Diskriminierung aufgrund des sozio-ökonomischen Status, Mobbing und Ge-

walt ein. Der Senat muss ein verbindliches, senatsübergreifendes Gesamtkonzept für Antidiskriminie-

rung beschließen, dass Antidiskriminierung als Querschnittsaufgabe aller Ressorts definiert und kon-

sequent an den bestehenden rechtlichen Verpflichtungen ausrichtet. Dies zieht neben rechtlichen 

Anpassungen, Forschung und Monitoring sowie der Stärkung zivilgesellschaftlicher Akteure unweiger-

lich auch Anpassungen im institutionellen Gefüge des Landes Berlin nach sich: Der gesamte Öffentli-

che Dienst des Landes Berlin soll diskriminierungskritisch und menschenrechtsbasiert aufgestellt und 

geschult werden. Dafür braucht es konkrete Organisationsentwicklungsstrategien, unter anderem für 

die Ausgestaltung der Einstellungsverfahren, der Personalentwicklungsprozesse sowie für den Erwerb, 

den Ausbau und die Anerkennung von Diversity-Kompetenz. In der konkreten Umsetzung fokussieren 

wir auf Beauftragte für anti-schwarzen und anti-muslimischen Rassismus, die Stärkung des Bür-

ger*innen- und Polizeibeauftragten sowie auf die Ausstattung aller Bezirke mit Antidiskriminierungs-

beauftragten. Die LADG-Ombudsstelle muss unabhängig sein und personell und finanziell gestärkt 

werden, außerdem muss sie ein Initiativ- und Befassungsrecht erhalten. 

Insbesondere im Bildungsbereich braucht Berlin eine abgestimmte und funktionsfähige Antidiskrimi-

nierungsarchitektur. Kernstück ist eine unabhängige Beschwerdestelle, angedockt an die Landesanti-

diskriminierungsstelle. Sie soll als niedrigschwellige Beratungs- und Unterstützungsstelle für Schü-

ler*innen und Eltern dienen und neben den Diskriminierungstatbeständen nach LADG auch in Kon-

fliktlagen tätig werden können, die sich aus dem Schulgesetz ergeben und z.B. im Bereich Inklusion. 

Dafür muss sie mit den entsprechenden Akteneinsichts- und Durchgriffsrechten ausgestattet sein. 

AfD 

Antwort: Berlin verfügt bereits über ein bundesweit einmalig dichtes Netz unabhängiger Beschwerde- 

und Kontrollinstanzen: die Ombudsstelle nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz, die Landesstel-

le für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung, den unabhängigen Bürger- und Polizeibeauftragten 

des Landes Berlin, Dienst- und Fachaufsicht, Personalvertretungen, den Petitionsausschuss des Abge-

ordnetenhauses sowie den Rechtsweg zu unabhängigen Gerichten. Jeder dieser Wege steht heute 
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schon jedem offen, der sich ungerecht behandelt fühlt. Flächendeckend zusätzliche „Antirassismus-

Beauftragte“ in sämtlichen Einrichtungen des Landes würden dem nichts hinzufügen außer teuren 

Doppelstrukturen; zugleich stellten sie die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes – von der Lehrerin 

bis zum Polizisten – unter einen Pauschalverdacht, den sie nicht verdient haben. Dafür stehen wir 

nicht zur Verfügung. 

FDP 

Antwort: Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus und andere Formen gruppenbezogener Men-

schenfeindlichkeit haben in staatlichen Einrichtungen keinen Platz. Der Staat muss hier in besonderer 

Weise rechtsstaatlich, diskriminierungsfrei und überprüfbar handeln. Wir sind davon überzeugt, dass 

Staat und Gesellschaft jeder Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit eindeutig und entschie-

den begegnen müssen. 

Wir sehen deshalb unter anderem Sensibilisierung und Fortbildung in Polizei, Justiz und Verwaltung, 

einen besseren Schutz vor Hasskriminalität sowie die Stärkung spezialisierter Beratungs- und Monito-

ringangebote vor. Gleichzeitig wollen wir etwa die Unabhängigkeit der bezirklichen Behindertenbe-

auftragten stärken. 

Eine verpflichtende Parallelstruktur aus jeweils eigenen Antirassismus-Beauftragten in jeder einzelnen 

Einrichtung des Landes halten wir jedoch nicht für automatisch zielführend. Entscheidend ist für uns 

nicht die Anzahl neu geschaffener Stellen, sondern ob Betroffene tatsächlich eine leicht erreichbare, 

fachlich kompetente und im notwendigen Maß unabhängige Beschwerdemöglichkeit haben und Be-

schwerden zuverlässig untersucht werden. 

Wir bevorzugen deshalb klare Zuständigkeiten, niedrigschwellige Zugänge und professionelle, institu-

tionell ausreichend unabhängige Beschwerdestrukturen gegenüber einer pauschalen Vervielfachung 

von Beauftragtenstellen. Wo bestehende Strukturen nicht ausreichend unabhängig sind oder erkenn-

bare Schutzlücken bestehen, müssen sie verbessert werden. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Ja, wir werden uns für unabhängige Beschwerdestellen und Antidiskriminierungsbeauftragte 

in den öffentlichen Einrichtungen Berlins einsetzen. Betroffene von Diskriminierung und Rassismus 

brauchen niedrigschwellige, anonyme Anlaufstellen, die schnell und unkompliziert erreichbar sind. 

Die Stelle des:der Antidiskriminierungsbeauftragte:n erhält mehr Einfluss und Ressourcen, um wirk-

sam gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit vorzugehen. Grundlage bleibt das Berliner Lan-

desantidiskriminierungsgesetz, das wir konsequent weiterentwickeln und vor jeder Abschwächung 

schützen. 

Volt 

Antwort: Ja. Unabhängigkeit von Beschwerdestrukturen ist für uns Prinzip, damit niemand Beschwer-

den „gegen sich selbst“ prüft. Das beinhaltet mit anonyme Meldewegen. Behördenmitarbeitende 

verpflichten wir zudem zu regelmäßigen Schulungen zu Rassismus und Diskriminierung. 
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Frage 4: Unterstützen Sie die Forderung, wonach der künftige Senat sicherstellen soll, 

dass die landeseigenen Wohnungsunternehmen § 19 (3) AGG nicht als Rechtferti-

gungsgrund für eine Ungleichbehandlung von Wohnungsbewerbenden nutzen? 

CDU 

Antwort: Für uns ist entscheidend: landeseigene Wohnungsunternehmen müssen diskriminierungs-

frei, transparent und nachvollziehbar vermieten. Rechtliche Spielräume dürfen nicht zu ungerechtfer-

tigter Ungleichbehandlung führen. Statt pauschaler Festlegungen zur Rechtsanwendung setzen wir 

auf klare Vergaberegeln, Dokumentation, Kontrolle sowie wirksame Beschwerde- und Prüfmechanis-

men für Betroffene. 

SPD 

Antwort: Ja, die SPD Berlin steht für diskriminierungsfreien Zugang zu Wohnraum. Das Wahlpro-

gramm sieht unabhängige Beschwerdestellen auch bei der Wohnungssuche vor und setzt auf eine 

starke soziale Verantwortung der landeseigenen Wohnungsunternehmen. Bezahlbares und gerechtes 

Wohnen gehört für uns zur sozialen Daseinsvorsorge. Im Parlament setzen wir uns für eine soziale 

Wohnraumversorgung, längere Mietpreisbindungen und stärkere gemeinwohlorientierte Wohnungs-

unternehmen ein. 

Grüne 

Antwort: Ja. Der diskriminierungsfreie Zugang zu Wohnraum ist eine Grundvoraussetzung für gesell-

schaftliche Teilhabe. Landeseigene Wohnungsunternehmen tragen hier eine besondere Verantwor-

tung und sollten eine diskriminierungsfreie Vergabepraxis sicherstellen. Wir setzen uns dafür ein, Dis-

kriminierung beim Zugang zu Wohnraum konsequent entgegenzuwirken, Transparenz zu stärken und 

Betroffene wirksam zu schützen. 

Linke 

Antwort: Ja. Die vielfach empirisch nachgewiesene Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist ein 

virulentes Problem, das wir mit allen möglichen Hebeln abmildern wollen. Soziale Probleme und Ver-

teilungsfragen werden zunehmend auf bestimmte Bewohner*innengruppen abgewälzt. Diskurse über 

Obergrenzen für Sozialwohnungsanteile oder sogar für bestimmte Bevölkerungsgruppen befeuern 

Ressentiments weiter. Wenn Menschen ohnehin nur noch in wenigen Quartieren bezahlbaren Wohn-

raum finden und gleichzeitig genau dort ihr Zuzug begrenzt werden soll, dann wird gesellschaftliche 

Ausgrenzung nicht abgebaut, sondern politisch reproduziert. Stadtpolitische Debatten tragen auf die-

se Weise selbst zur Verschärfung diskriminierender Verhältnisse bei. Gerade die landeseigenen Un-

ternehmen haben eine besondere Vorbildfunktion und zugleich einen wichtigen Versorgungsauftrag 

für Gruppen, die auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt sind. Dass trotzdem auch dort Diskriminie-

rungserfahrungen auftreten, verweist auf ein tieferliegendes institutionelles Problem: Antidiskriminie-

rung ist bislang nicht in dem Maße verbindlich, transparent und überprüfbar organisiert, wie es ange-

sichts der beschriebenen Ausschlussmechanismen notwendig wäre. Gerne greifen wir bei der Behe-
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bung des konkreten Missstandes auf die Expertise des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg zu-

rück.   

AfD 

Antwort: Wohnungsbewerber sind schon nach geltendem Recht umfassend geschützt: § 19 Abs. 1 

und 2 AGG verbieten unzulässige Benachteiligungen bei der Wohnraumvermietung, § 21 AGG gibt 

Betroffenen durchsetzbare Ansprüche, und für das Handeln der öffentlichen Hand gilt in Berlin zusätz-

lich das Landesantidiskriminierungsgesetz. § 19 Abs. 3 AGG ändert daran nichts: Die Vorschrift erlaubt 

eine unterschiedliche Behandlung ausschließlich zur Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-

nerstrukturen, ausgewogener Siedlungsstrukturen und ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und 

kultureller Verhältnisse – ein Ziel, das der Integration dient und Segregation entgegenwirkt. Einen 

Freibrief für rechtswidrige Diskriminierung enthält die Norm nicht; wo im Einzelfall gegen das AGG 

verstoßen wird, ist der Rechtsweg eröffnet. Einer politischen Weisung an die landeseigenen Woh-

nungsunternehmen, eine bundesgesetzliche Vorschrift nicht anzuwenden, wäre rechtsstaatlich der 

falsche Weg. 

FDP 

Antwort: Für uns ist selbstverständlich, dass auch landeseigene Wohnungsunternehmen Menschen 

diskriminierungsfrei behandeln müssen. Herkunft, Religion oder andere persönliche Merkmale dürfen 

nicht als vorgeschobener Grund dafür dienen, einzelne Wohnungsbewerber schlechter zu stellen. 

Eine pauschale politische Vorgabe, nach der eine vom Bundesgesetzgeber ausdrücklich vorgesehene 

gesetzliche Regelung unter keinen Umständen angewendet werden darf, halten wir jedoch nicht für 

den richtigen rechtsstaatlichen Ansatz. Entscheidend ist, dass eine Ungleichbehandlung niemals will-

kürlich erfolgt und eine gesetzliche Rechtfertigung nicht missbräuchlich zur Umgehung des Diskrimi-

nierungsschutzes eingesetzt wird. 

Wo § 19 Abs. 3 AGG herangezogen wird, muss die Entscheidung deshalb nachvollziehbar, sachlich 

begründet und rechtlich überprüfbar sein. Landeseigene Unternehmen haben hier aufgrund ihrer 

öffentlichen Eigentümerschaft eine besondere Verantwortung für transparente und diskriminierungs-

freie Verfahren. 

Wir unterscheiden an dieser Stelle also zwischen einem konsequenten Schutz vor Diskriminierung, 

den wir uneingeschränkt unterstützen, und einem generellen politischen Anwendungsverbot einer 

bestehenden gesetzlichen Vorschrift. Letzteres halten wir nicht für sachgerecht. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Wir setzen uns dafür ein, dass der Zugang zu Wohnraum nicht von Herkunft, Geschlechtsi-

dentität, Berufsstand, sozialem Status, Familienform, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung, Reli-

gion oder anderen persönlichen Merkmalen abhängt. Deshalb darf der § 19 (3) AGG nicht als Recht-

fertigungsgrund für eine Ungleichbehandlung von Wohnungsbewerbenden genutzt werden. Wir füh-

ren verbindliche Transparenz- und Dokumentationspflichten bei der Wohnungsvergabe ein. Vermie-
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ter:innen und Wohnungsunternehmen werden wir verpflichten, objektive Vergabekriterien offenzu-

legen und den Auswahlprozess nachvollziehbar zu gestalten. Eine unabhängige Beratungs- und Be-

schwerdestelle soll Betroffene beim diskriminierungsfreien Zugang zu Wohnraum unterstützen. 

Volt 

Antwort: Ja. § 19 (3) AGG bietet ein Einfallstor für Diskrimierung auf Wohnungsmarkt. Landeseigene 

Wohnungsunternehmen haben Vorbildfunktion; eine Ungleichbehandlung von Wohnungsbewerben-

den unter Berufung auf § 19 (3) AGG ist damit nicht vereinbar. Wir erwarten vom künftigen Senat, 

dies gegenüber den landeseigenen Unternehmen verbindlich sicherzustellen. 

Frage 5: Sind Sie dafür, dass Beschäftigte im öffentlichen Dienst sowie Schüler:innen 

am ersten Tag religiöser Feiertage ihres eigenen Glaubens freibekommen, um so ei-

ner Ungleichbehandlung von Menschen unterschiedlicher Religionen entgegenzuwir-

ken? 

CDU  

Antwort: Die CDU Berlin steht für Respekt gegenüber Religion und Weltanschauung sowie für praxis-

taugliche, rechtssichere Regelungen. Wir sind offen dafür zu prüfen, ob und wie Freistellungen an 

einzelnen religiösen Feiertagen, insbesondere im Ausbildungsbereich – transparent und einheitlich 

geregelt werden können, ohne neue Ungleichbehandlungen zu schaffen. Für Schule und Prüfungen 

sind klare, verlässliche Beurlaubungs- und Befreiungsregelungen maßgeblich. 

SPD 

Antwort: Die SPD Berlin steht für ein weltoffenes Berlin, in dem Menschen unterschiedlicher Religio-

nen gleichberechtigt leben und teilhaben können. Die Vielfalt der Berliner Stadtgesellschaft ist eine 

Stärke. Es gibt verschiedene Arten von Feiertagen, an denen viele Menschen keiner Lohnarbeit nach-

gehen müssen. So entscheiden in Deutschland die Bundesländer, an welchen Tagen gearbeitet wer-

den muss, an welchen Feiertagen nicht. Die meisten dieser Feiertage sind dabei durch die Sonn- und 

Feiertagsgesetze der Bundesländer bundeseinheitlich geschützt. Als Berliner SPD wollen wir sicher-

stellen, dass auch alle Berliner*innen gleichberechtigt ihren Glauben ausleben und entsprechende 

Feiertage begehen können. Wir setzen uns dafür ein, dass Arbeitnehmer*innen sowie Auszubildende 

nicht nur der Besuch religiöser Veranstaltungen ermöglicht wird, sondern sie auf Wunsch den ganzen 

Tag anstelle der obig genannten religiösen Feiertage freigestellt werden. Ihnen darf daraus kein Nach-

teil entstehen. An Berliner Schulen wird dies bereits so gehandhabt. 

Grüne 

Antwort: Ja. Religiöse Vielfalt gehört zu Berlin. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass Beschäftigte im 

öffentlichen Dienst sowie Schüler*innen an den wichtigsten religiösen Feiertagen ihres Glaubens un-

kompliziert freigestellt werden können. Damit wollen wir bestehende Ungleichbehandlungen abbau-

en und die gleichberechtigte Anerkennung verschiedener Religionsgemeinschaften im Alltag stärken. 
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Linke 

Antwort: Im Schulbereich ist die Möglichkeit der Beurlaubung vom Unterricht aus religiösen oder 

weltanschaulichen Gründen in der AV Schulbesuchspflicht bereits geregelt. Hier sind für verschiedene 

Religionen mögliche Beurlaubungstage festgelegt, etwa für muslimische Schüler*innen der erste Tag 

des Ramadan-Festes (Seker Bayrami / Idul Fitr) und der erste Tag des Opferfestes (Kurban Bayrami / 

Idul Adha). Die Erziehungsberechtigten müssen dies der Schule nur vorab mitteilen. An dieser bereits 

eingeübten Praxis wollen wir festhalten. 

AfD 

Antwort: Für die Schulen ist Ihr Anliegen bereits geltendes Recht: Nach den Ausführungsvorschriften 

über die Schulbesuchspflicht haben Schüler an den festgelegten Feiertagen ihrer Religionsgemein-

schaft unterrichtsfrei; diese Tage gelten nicht als Fehltage, und für Feiertage weiterer Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften wird auf Antrag eine Beurlaubung gewährt. Auch Beschäftigte ste-

hen nicht schutzlos da: Ihnen stehen Erholungsurlaub, Gleitzeit und die bestehenden Freistellungs-

möglichkeiten für religiöse Anlässe offen. Eines zusätzlichen bezahlten Freistellungsanspruchs im öf-

fentlichen Dienst bedarf es daher nicht. Dieser würde im Gegenteil schwierige Abgrenzungsfragen 

aufwerfen (welche Gemeinschaften, welche Feiertage, wer entscheidet?) und Dienstbetrieb wie Lan-

deshaushalt zusätzlich belasten. Eine Notwendigkeit dafür ist nicht gegeben. 

FDP 

Antwort: Religionsfreiheit umfasst für uns selbstverständlich auch die Möglichkeit, den eigenen Glau-

ben tatsächlich zu leben. Gleichzeitig ist für uns die religiöse und weltanschauliche Neutralität des 

Staates von zentraler Bedeutung. Diese schließt Respekt gegenüber unterschiedlichen Glaubensrich-

tungen und ebenso gegenüber Menschen ohne religiöses Bekenntnis ein. 

Wir fordern eine verbindlich geregelte Rücksichtnahme auf religiöse Feiertage und den Sabbat bei 

Prüfungs- und Leistungsnachweisen an Schulen und Universitäten sowie einen unbürokratischen An-

spruch auf Ersatz- oder Ausweichtermine. 

Ein automatischer zusätzlicher freier Arbeitstag für jeden religiösen Feiertag ist aus unserer Sicht al-

lerdings nicht in jeder Konstellation die sachgerechte Lösung. Im öffentlichen Dienst müssen auch 

Funktionsfähigkeit, Dienstpläne und berechtigte Interessen anderer Beschäftigter berücksichtigt wer-

den. Wir setzen daher auf einen verlässlichen Anspruch auf angemessene Rücksichtnahme und flexib-

le Lösungen, etwa durch Arbeitszeitgestaltung oder Freistellung, sofern zwingende dienstliche Belan-

ge nicht entgegenstehen. 

Im Bildungsbereich muss insbesondere gewährleistet sein, dass aus der Wahrnehmung eines wichti-

gen religiösen Feiertags keine schulischen Nachteile entstehen. Unser Ziel ist tatsächliche Gleichbe-

handlung und praktische Religionsfreiheit – nicht die schematische Gleichsetzung sämtlicher religiöser 

Feiertage mit gesetzlichen Feiertagen. 
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Tierschutzpartei 

Antwort: Ja, Beschäftigte im öffentlichen Dienst sowie Schüler:innen sollten am ersten Tag religiöser 

Feiertage ihres eigenen Glaubens freibekommen. Aktuell sind ausschließlich christliche Feiertage ge-

setzliche Feiertage in Berlin, was Menschen anderer Glaubensrichtungen benachteiligt. Wir wollen 

deshalb einen klaren Freistellungsanspruch schaffen, der unabhängig von der jeweiligen Religionszu-

gehörigkeit gilt. So stellen wir sicher, dass die religiöse Vielfalt Berlins auch im Arbeits- und Schulalltag 

gleichberechtigt anerkannt wird. Erst ein freier Tag ermöglicht es, den eigenen Feiertag auch wirklich 

im Sinne des Glaubens zu begehen. 

Volt 

Antwort: Volt hat hier bislang keine offizielle Position. Prinzipiell setzen wir uns für Religionsfreiheit 

sowie Gleichbehandlung von Menschen unterschiedlicher Religionen ein. 

Frage 6: Sind Sie für eine finanzielle Absicherung und Ausweitung von Antidiskrimi-

nierungsprojekten im Land Berlin, um das Angebot auch bedarfsgerecht auszubauen, 

z.B. zu den Themen Bildung, Arbeitsmarkt, Wohnen und öffentliche Verwaltung? 

CDU 

Antwort: Die CDU Berlin befürwortet Antidiskriminierungsarbeit, die wirksam, qualitätsgesichert und 

bedarfsgerecht ist. Wir setzen auf die Fortführung und Weiterentwicklung bestehender Strukturen, 

einschließlich des Landesantidiskriminierungsgesetzes und der Arbeit von Fachstellen, Gremien und 

Kommissionen. Über Ausweitungen entscheiden wir verantwortungsvoll auf Grundlage von Bedarf 

und Wirkung. 

SPD 

Antwort: Ja. Wir wollen die Antidiskriminierungsarbeit finanziell absichern und bedarfsgerecht wei-

terentwickeln. Das Wahlprogramm sieht den Ausbau von Beratungsstellen, die Stärkung des Diversity-

Landesprogramms und ein umfassendes Landeskonzept Antidiskriminierung vor. Eine unabhängige 

Beauftragte soll die Maßnahmen koordinieren. Außerdem haben wir die LADG Ombudsstelle gestärkt, 

neue Ansprechpersonen geschaffen und die Trägerlandschaft dauerhaft unterstützt. Antidiskriminie-

rungsangebote müssen dort erreichbar sein, wo Diskriminierung stattfindet. Dazu gehören Bildung, 

Arbeitsmarkt, Gesundheitswesen, Wohnen, Verwaltung und weitere Bereiche des öffentlichen Le-

bens. 
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Grüne 

Antwort: Ja. Demokratie- und Antidiskriminierungsarbeit braucht verlässliche Rahmenbedingungen 

und langfristige Planungssicherheit. Deshalb setzen wir uns für eine nachhaltige und möglichst mehr-

jährige Förderung von Antidiskriminierungsprojekten ein. Beratungs-, Empowerment- und Präventi-

onsangebote müssen bedarfsgerecht ausgebaut werden, damit Menschen in allen Lebensbereichen – 

etwa in Bildung, Arbeit, Wohnen und im Kontakt mit Behörden – wirksam vor Diskriminierung ge-

schützt werden. 

Linke 

Antwort: Ja. Die Arbeit der Antidiskriminierungsprojekte ist überaus wichtig und im Sinne einer viel-

fältigen und demokratiebasierten Berliner Stadtgesellschaft von struktureller Bedeutung. Dies steht 

im krassen Kontrast zu ihrer prekären Finanzierung. Wir streben eine ressortübergreifende Antidis-

kriminierungsstrategie des Landes Berlin an, welches klare Ziele, Zuständigkeiten, Maßnahmen und 

Evaluationsmechanismen enthält und zivilgesellschaftliche Akteure der Antidiskriminierungsarbeit als 

zentrale Partner mit einbindet. Hebel sind in diesem Zusammenhang das zu noch passgenau auszuge-

staltende Landesdemokratiefördergesetzes (siehe Frage 1) sowie verlässliche Finanzierungsstrukturen 

(siehe Frage 7.) 

AfD 

Antwort: Berlin unterhält bereits eine im Ländervergleich beispiellos ausgebaute Antidiskriminie-

rungs-Infrastruktur: die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung mit eigenen För-

derprogrammen, die LADG-Ombudsstelle, geförderte Beratungsstellen, Registerstellen in den Bezir-

ken sowie ein eigenes Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus. 

Ein Mangel an Strukturen besteht also nicht. Angesichts der angespannten Haushaltslage setzen wir 

die Prioritäten bei Bildung, innerer Sicherheit und einer funktionierenden Verwaltung. Das sind Leis-

tungen, von denen alle Berliner unabhängig von ihrer Herkunft profitieren. Eine pauschale finanzielle 

Ausweitung der Projektlandschaft können wir vor diesem Hintergrund nicht mittragen. 

FDP 

Antwort: Ja, wo ein nachgewiesener Bedarf besteht und die Angebote wirksam arbeiten. 

Für uns Freie Demokraten gehört der Schutz des Einzelnen vor Diskriminierung zum Kern einer offe-

nen Gesellschaft. In unserem Wahlprogramm machen wir deshalb konkrete Zusagen für spezialisierte 

Schutz-, Beratungs- und Monitoringangebote. 

Wir legen dabei Wert auf Bedarfsgerechtigkeit, Professionalität und messbare Wirkung. Eine pauscha-

le Fortschreibung oder Ausweitung jedes bestehenden Projekts allein aufgrund seiner bisherigen För-

derung wäre aus unserer Sicht nicht ausreichend. Förderentscheidungen müssen transparent getrof-

fen, Ziele nachvollziehbar beschrieben und Ergebnisse regelmäßig überprüft werden. 
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Gerade kleine und spezialisierte Beratungsstellen können Zielgruppen erreichen, zu denen Behörden 

selbst nur schwer Zugang finden. Diese Kompetenz ist wertvoll und kann öffentliche Förderung recht-

fertigen. Gleichzeitig gilt: Antidiskriminierungsarbeit muss dem Schutz konkreter Menschen dienen 

und darf nicht zu parteipolitischer oder weltanschaulicher Betätigung auf Staatskosten werden. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Ja, wir setzen uns für eine verlässliche und bedarfsgerechte Finanzierung von Antidiskrimi-

nierungsangeboten in Berlin ein. Betroffene brauchen dauerhaft abgesicherte, niedrigschwellige An-

laufstellen statt kurzfristiger Projektförderung. Im Bildungsbereich verankern wir Antidiskriminierung 

verpflichtend in der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften, im Wohnungsbereich bauen wir die Bera-

tungsstelle „Fair mieten – Fair wohnen" berlinweit aus und in der Verwaltung stärken wir Antidiskri-

minierungsbeauftragte mit mehr Einfluss und Ressourcen. So entsteht ein flächendeckendes Netz an 

Unterstützung, auf das sich Betroffene in allen Lebensbereichen verlassen können. 

Volt 

Antwort: Ja. Die aktuellen Kürzungen treffen überproportional Diversitäts- und Teilhabeprogramme; 

genau das wollen wir umkehren, indem wir kurzfristige Projektlogiken durch verlässliche Strukturför-

derung ersetzen. Antidiskriminierungsarbeit in Bildung, Arbeitsmarkt, Wohnen und Verwaltung ge-

hört dauerhaft und bedarfsgerecht abgesichert. 

Frage 7: Werden Sie sich dafür einsetzen, die Landeshaushaltsordnung dahingehend 

zu ändern, dass für kleine Träger ohne eigene Rücklagen und/oder Einnahmen die 

Pflicht zur Einbringung von Eigenmitteln bei der Projektumsetzung entfällt? 

CDU 

Antwort: Die CDU Berlin sieht, dass Eigenmittelanforderungen kleine Träger in der Praxis überfordern 

können. Wir sind daher offen für praxistaugliche Erleichterungen, etwa abgestufte Eigenanteile, Här-

tefallregelungen oder geeignete Ausnahmen, bei zugleich klarer Rechenschaft und rechtssicherem 

Mitteleinsatz. Ziel ist, Förderung zugänglich zu machen, ohne Haushaltsgrundsätze zu unterlaufen. 

SPD 

Antwort: Ja, weil solche Ausnahmen auch schon bei Förderprogrammen anderer Gliederungen exis-

tieren, etwa bei der Vergabe von GRW-Mitteln. 

Grüne 

Antwort: Das Zuwendungsrecht muss dringend reformiert werden. Damit Engagement und zivilgesell-

schaftliche Projekte dauerhaft wirken können, wollen wir das Zuwendungsrecht vereinfachen und 

mehrjährige Förderungen ermöglichen. Viele Initiativen und gemeinnützige Organisationen müssen 

jedes Jahr um ihre Finanzierung bangen – das schafft Unsicherheit. Wir wollen für Planungssicherheit 

und Entbürokratisierung sorgen, damit Engagement überall in der Stadt dort ankommt, wo es ge-
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braucht wird: bei den Menschen. Wir haben in der laufenden Wahlperiode die Einführung der Eigen-

anteilsfinanzierung bei der LADS deutlich kritisiert, weil sie aus unserer Sicht genau zu den genannten 

Ungerechtigkeiten von kleinen Trägern ohne Rücklagen bzw. ohne Einnahmen führt. Völlig klar, sie 

sollten in dieser prekären Situation von der Erbringung von Eigenanteilen ausgenommen werden. 

Linke 

Antwort: Eine solche Änderung ist aus unserer Sicht nicht nötig, da die Ausführungsvorschriften zur 

Landeshaushaltsordnung bereits jetzt die Vollfinanzierung von Trägern vorsieht, wenn der Träger die 

Aufgabe nur erfüllen kann, sofern das Land die Kosten vollständig übernimmt. Träger erfüllen Aufga-

ben, die das Land selber nicht übernehmen möchte oder kann und deswegen sollte bei der Beauftra-

gung in erster Linie auf die fachliche Kompetenz und die Zielgenauigkeit und nur nachrangig auf die 

Eigenmittel geachtet werden. Eines unserer vorrangigen Ziele in der kommenden Legislaturperiode ist 

der Abschluss eines Paktes zwischen dem Land und den freien Trägern. Dieser Pakt zur Sicherung der 

sozialen Infrastruktur soll Trägern eine langfristige Perspektive bieten – besonders in Zeiten der ange-

spannten Haushaltslage. Wir machen Schluss mit der jährlichen Hängepartie! Es wird eine garantierte 

dynamische Mindestfinanzierung geben, sodass die Träger eine bessere Planbarkeit für Folgejahre 

haben. Wir werden die Antragstellung und die Bewilligungsverfahren entbürokratisieren, den Trägern 

einen besseren Zugang zu landeseigenen Immobilien und öffentlichen Räumen verschaffen sowie eine 

Fortführung der Tarifangleichung bei freien Trägern auf das Niveau der Landesbeschäftigten fest-

schreiben. 

AfD 

Antwort: Das geltende Zuwendungsrecht enthält bereits die Flexibilität, die Ihre Frage einfordert: 

Nach den Ausführungsvorschriften zu § 44 LHO kommen neben der Anteilfinanzierung auch Fehlbe-

darfs- und Festbetragsfinanzierung sowie in begründeten Ausnahmefällen eine Vollfinanzierung in 

Betracht. Kleine Träger ohne Rücklagen können also schon heute ohne eigene Mittel gefördert wer-

den, wenn das erhebliche Landesinteresse dies rechtfertigt. Einer Änderung der Landeshaushaltsord-

nung bedarf es dafür nicht. Der Grundsatz des Eigenanteils ist Ausdruck von Mitverantwortung, belegt 

die Leistungsfähigkeit eines Trägers und schützt den wirtschaftlichen und sparsamen Umgang mit 

Steuergeld (§ 7 LHO). Eine generelle gesetzliche Freistellung vom Eigenmitteleinsatz würde Fehlanrei-

ze setzen und die Prüfmaßstäbe für den Einsatz öffentlicher Mittel schwächen. 

FDP 

Antwort: Wir teilen die Problembeschreibung, dass Förderbedingungen kleine Träger nicht allein des-

halb ausschließen dürfen, weil sie keine erheblichen Rücklagen oder dauerhaften eigenen Einnahmen 

besitzen. Gerade kleinere, ehrenamtlich geprägte Organisationen können wichtige Leistungen erbrin-

gen und zugleich durch komplizierte Fördervorgaben unverhältnismäßig belastet werden. 

Wir setzen uns in vielen Bereichen für eine grundlegende Entbürokratisierung staatlicher Verfahren 

ein. Auch Förderverfahren müssen einfacher, digitaler und verhältnismäßiger werden. Gleichzeitig 
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stehen öffentliche Ausgaben unter dem Anspruch transparenter Mittelverwendung und regelmäßiger 

Wirksamkeitsprüfung. 

Eine ausnahmslose gesetzliche Abschaffung jedes Eigenmittelanteils für sämtliche kleinen Träger hal-

ten wir deshalb für zu undifferenziert. Wir wollen stattdessen ermöglichen, dass Eigenmittelanforde-

rungen nach Leistungsfähigkeit des Trägers, Art des Projekts und öffentlichem Interesse flexibel redu-

ziert oder vollständig erlassen werden können. Eine sinnvolle Initiative darf nicht daran scheitern, 

dass ein seriöser kleiner Träger formal keine Rücklage nachweisen kann. 

Unser Ziel sind somit deutlich flexiblere und weniger bürokratische Förderbedingungen – verbunden 

mit klaren Kriterien, Transparenz und verantwortlichem Umgang mit Steuergeld. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Kleine Träger ohne eigene Rücklagen dürfen nicht an einer Eigenmittelpflicht scheitern, die 

sie sich schlicht nicht leisten können. Die bestehende Regelung schließt gerade ressourcenschwache 

Vereine faktisch von wichtiger Projektarbeit aus, obwohl sie oft besonders nah an den Menschen ar-

beiten. Wir werden uns deshalb für eine entsprechende Änderung der Landeshaushaltsordnung ein-

setzen, damit für Träger ohne eigene Rücklagen oder Einnahmen die Pflicht zur Einbringung von Ei-

genmitteln entfällt. Engagement darf nicht daran scheitern, dass ein Verein die nötige Kofinanzierung 

nicht aufbringen kann. 

Volt 

Antwort: Volt hat hier bislang keine offizielle Position. Prinzipiell geben wir Trägerorganisationen Pla-

nungssicherheit und ersetzen kurzfristige, projektgebundene Förderungen durch institutionell abgesi-

cherte Strukturen. 
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Frage 8: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass § 19 BQFG dahingehend umgesetzt 

wird, dauerhaft unabhängige und behördenunabhängige Beratungsstellen für aus-

ländische Berufsqualifikationen einzurichten, um so die Vereinfachung und Beschleu-

nigung der Anerkennungsverfahren sicherzustellen? 

CDU 

Antwort: Wir setzen uns für vereinfachte, transparente und schnellere Anerkennungsverfahren ein. 

Dazu gehören gut erreichbare, qualitätsgesicherte Beratungsangebote, klare Zuständigkeiten und 

mehr Digitalisierung. Wir unterstützen, dass Beratung dauerhaft verlässlich finanziert und organisato-

risch so aufgestellt wird, dass Ratsuchende unabhängige Orientierung erhalten und Verfahren spürbar 

beschleunigt werden. 

SPD 

Antwort: Wir wollen die Anerkennung ausländischer Abschlüsse beschleunigen und die Arbeits-

marktintegration zugewanderter Menschen verbessern. Das Wahlprogramm sieht dafür Anerken-

nungsprogramme, die Stärkung des mehrsprachigen und digitalen Willkommenszentrums, flächende-

ckende Sprachmittlung sowie digitale und berufsbegleitende Sprachlernangebote vor. Diese Maß-

nahmen helfen Menschen, ihre beruflichen Erfahrungen und Qualifikationen in Berlin einzubringen. 

Grüne 

Antwort: Ja. Unabhängige Beratungsstellung für ausländische Berufsqualifikationen wie die IQ- Bera-

tungsstellen leisten wertvolle Arbeit. 

Linke 

Antwort: Ja. Die Linke Berlin setzt sich weiter mit Nachdruck dafür ein, dass Geflüchtete unabhängig 

von ihrem Aufenthaltsstatus einen gleichberechtigten Zugang zu Arbeit und Ausbildung erhalten. Ber-

lin verfügt über ein breites Beratungs- und Unterstützungsangebot, das zu erhalten ist. Für migranti-

sche Beschäftigte ist die schnelle Anerkennung ihrer ausländischen Berufsabschlüsse enorm wichtig. 

Sonst werden sie unterhalb ihrer Qualifikation beschäftigt oder übernehmen qualifizierte Tätigkeiten, 

ohne entsprechend bezahlt zu werden. Die Anerkennung dauert in Berlin teilweise mehrere Jahre. 

Dies ist auch angesichts des Fachkräftemangels in vielen Bereichen dramatisch. Wir wollen für eine 

schnellere Anerkennung durch die Kammern sorgen und insbesondere die Möglichkeit des Qualifika-

tionsnachweises durch erneute praktische Prüfung erleichtern. Das Landesamt für Gesundheit und 

Soziales (LaGeSo) muss bei der Anerkennung der Abschlüsse bei Gesundheitsberufen schneller wer-

den. Anpassungslehrgänge müssen für alle Gesundheitsberufe und mit ausreichend vielen Plätzen 

angeboten werden. Berufsbegleitende Sprachkurse und Projekte für eine bessere Arbeitsmarktin-

tegration von Migrant*innen müssen gestärkt werden. Der Zugang für Geflüchtete zum Arbeitsmarkt 

muss erleichtert werden. 
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AfD 

Antwort: Was Sie fordern, ist bereits umgesetzt: Zur Erfüllung der Anerkennungsberatung nach § 19 

BQFG Bln unterhält das Land seit 2023 eine zentrale Beratung, die von den für die Gleichwertigkeits-

feststellung zuständigen Stellen organisatorisch und personell unabhängig ist. Hinzu kommen die an-

tragsbegleitende Beratung der Kammern, das bundesweite Informationsangebot „Anerkennung in 

Deutschland“ und die gesetzliche Entscheidungsfrist von drei Monaten nach Vorlage vollständiger 

Unterlagen. Weiterer dauerhafter, zusätzlich geförderter Beratungsstrukturen bedarf es daher nicht. 

Wo Verfahren zu lange dauern, liegt das nicht an fehlender Beratung, sondern an Personal- und Digi-

talisierungsdefiziten bei den zuständigen Stellen selbst – dort setzen wir an. An der fachlichen Prüfung 

darf dabei kein Abstrich gemacht werden: Anerkennung setzt tatsächliche Gleichwertigkeit voraus, im 

Interesse der Qualitätssicherung und des Schutzes von Patienten, Kunden und Verbrauchern. 

FDP 

Antwort: Das Ziel einer erheblich schnelleren, einfacheren und verlässlicheren Anerkennung ausländi-

scher Berufsqualifikationen unterstützen wir ausdrücklich. 

Wir fordern, schulische und berufliche Abschlüsse bei gleichwertiger Qualifikation schneller, unbüro-

kratischer und bundesweit vergleichbar anzuerkennen. Auch Teilqualifikationen sollen besser berück-

sichtigt und fehlende Bestandteile gezielt ergänzt werden können. Bei medizinischen Berufen halten 

wir die gegenwärtigen Wartezeiten ausdrücklich für inakzeptabel; für die Anerkennung ausländischer 

Approbationen setzen wir eine maximale Bearbeitungszeit von einem Jahr als Ziel. 

Unabhängige Beratung kann dabei einen wichtigen Beitrag leisten – insbesondere, wenn sie Antrag-

steller frühzeitig über benötigte Unterlagen, Nachqualifizierungsmöglichkeiten und zuständige Stellen 

informiert und damit unnötige Verfahrensschleifen verhindert. Solche Angebote unterstützen wir, 

wenn ihre Aufgaben klar definiert sind, sie niedrigschwellig erreichbar sind und tatsächlich zur Be-

schleunigung beitragen. 

Gleichzeitig dürfen Beratungsstellen nicht lediglich eine weitere Ebene in ohnehin komplizierten Ver-

fahren schaffen. Unser Anspruch bleibt ein möglichst durchgängiges One-Stop-Verfahren: klare Zu-

ständigkeit, digitale Antragstellung, transparente Bearbeitungsstände, verbindliche Fristen und bun-

desweit möglichst einheitliche Anerkennungsmaßstäbe. Beratung und Verwaltung müssen sich ergän-

zen, nicht gegenseitig neue Schnittstellen produzieren. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Dauerhaft unabhängige Beratungsstellen sind für uns eine zentrale Voraussetzung, damit 

Anerkennungsverfahren nicht an Bürokratie und fehlender Orientierung scheitern. Wir wollen ein 

Berliner Anerkennungszentrum für Berufsqualifikationen schaffen, das alle Schritte zentral koordi-

niert, digitale Antragstellungen ermöglicht und mehrsprachige Beratung anbietet. Bestehende Bera-

tungsstellen zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse werden wir ausbauen und durch lan-

deseigene Ergänzungsqualifizierungen ergänzen. So werden Zuständigkeiten klarer, Bürokratie redu-

ziert und die Wege in den Beruf deutlich verkürzt. 
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Volt 

Antwort: Ja. Die Vereinfachung und Beschleunigung der Anerkennung ausländischer Berufsqualifika-

tionen ist ausdrücklicher Teil unseres Programms: mit dem Abbau bürokratischer Hürden, Integrati-

ons-Lotsstellen nach dem One-Stop-Prinzip, einem Welcome Center und einer einheitlichen digitalen 

Akte mit verbindlichen Bearbeitungsfristen. Dauerhaft behördenunabhängige Beratungsstellen fügen 

sich in diese Struktur ein und stärken das Vertrauen in die Verfahren. 

Frage 9: Setzen Sie sich für eine Verstetigung und den Ausbau der Landesförderung 

für das Freiwillige Soziale Jahr, insbesondere für junge Berliner:innen aus einkom-

mensschwachen Haushalten ein? 

CDU 

Antwort: Die CDU Berlin unterstützt eine Verstetigung und Weiterentwicklung der Freiwilligendiens-

te. Wie vereinbart, sollen konzeptionelle Maßnahmen ergriffen werden, um das FSJ für alle jungen 

Menschen zu öffnen, und die finanzielle Gleichstellung der Freiwilligendienste soll geprüft werden. 

Zudem soll Berlin sich beim Bund für mehr Einsatzplätze einsetzen, damit Teilhabe nicht am Geld 

scheitert. 

SPD 

Antwort: Die SPD Berlin unterstützt freiwilliges Engagement junger Menschen. Junge Menschen sol-

len sich unabhängig von Einkommen, Herkunft oder sozialer Lage einbringen können. Den Taschen-

geldzuschuss im Haushalt wollen wir weiter absichern. Auf Landesebene ist die Ehrenamtskarte Ber-

lin-Brandenburg mit über 250 Vergünstigungen außerdem ein zentrales Instrument, um nachhaltiges 

Engagement zu unterstützen. Künftig möchten wir die Hürden senken und die Ehrenamtskarte bereits 

ab 150 Stunden ehrenamtlicher Tätigkeit zugänglich machen – statt wie bisher erst ab 200 Stunden. 

Viele Menschen engagieren sich regelmäßig, erreichen aber wegen Beruf, Studium oder familiärer 

Verpflichtungen die bisherige Grenze nicht. Zudem sollen dafür verschiedene Arten und Orte des En-

gagements zusammengerechnet werden können, denn viele Menschen engagieren sich in unter-

schiedlichen Initiativen, Projekten oder Organisationen. Als klares und sehr konkretes Zeichen der 

Wertschätzung für Berlinerinnen und Berliner werden wir die Ehrenamtskarte nicht nur vereinfachen, 

sondern sie mit einem kostenlosen Deutschlandticket verbinden. 
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Grüne 

Antwort: Ja. Mit ihrem Freiwilligendienst leisten jedes Jahr Tausende junge Menschen in Berlin einen 

wichtigen Beitrag für die Gesellschaft. Wir wollen diese jungen Menschen in ihrem freiwilligen Enga-

gement stärken und prüfen, wie wir mehr Menschen – unabhängig von ihren finanziellen Ressourcen 

– dies ermöglichen können. Die Anzahl der Freiwilligenplätze wollen wir absichern und erhöhen. Zu 

diesem Zwecke erhöhen wir schrittweise deutlich das Taschengeld. Außerdem fahren Freiwilligen-

dienstleistende mit dem Berliner Klimaticket bundesweit kostenlos. Der Senat soll alle jungen Men-

schen bei Schulabgang in einem Brief über die Möglichkeiten informieren, einen Freiwilligendienst zu 

absolvieren und zu einer persönlichen Beratung einladen. 

Linke 

Antwort: Ja. Wir befürworten die Sicherstellung und Ausweitung der Landesförderung für das Freiwil-

lige Soziale Jahr. Die Linke Berlin setzt sich dafür ein, dass das Freiwillige Soziale Jahr nicht im Zwei-

Jahres-Rhythmus in den Haushaltsberatungen im Abgeordnetenhaus zur Verfügungsmasse wird. Et-

waigen Kürzungsabsichten erteilen wir eine klare Absage. Die bereits eingeführte, aber zwischenzeit-

lich von Kürzungen bedrohte Pauschale für besondere Förderbedarfe ist wichtig, um das Freiwillige 

Soziale Jahr egalitärer auszugestalten und darf nicht beschnitten werden. 

AfD 

Antwort: Das Freiwillige Soziale Jahr steht auf einem bewährten Fundament: Es ist im Jugendfreiwilli-

gendienstegesetz des Bundes verankert, wird von Bund, Land und Trägern gemeinsam getragen und 

vermittelt jungen Menschen Orientierung, Gemeinsinn und erste berufliche Erfahrung. Zugleich stärkt 

es die sozialen Einrichtungen unserer Stadt. Eine verlässliche Fortführung der bestehenden Landes-

förderung im Rahmen der haushalterischen Möglichkeiten tragen wir mit. Die Rahmenbedingungen – 

etwa Taschengeld und Fahrtkosten – sollten dabei so ausgestaltet sein, dass ein FSJ jedem jungen 

Berliner offensteht, unabhängig vom Elternhaus. Gerade das macht gesonderte Programme für ein-

zelne Einkommens- oder Herkunftsgruppen entbehrlich: Gute, einheitliche Bedingungen für alle sind 

der bessere Weg als neue Sondertöpfe. 

FDP 

Antwort: Freiwilligendienste leisten einen wichtigen Beitrag für gesellschaftliches Engagement, per-

sönliche Entwicklung und sozialen Zusammenhalt. Gerade jungen Menschen eröffnen sie die Möglich-

keit, Verantwortung zu übernehmen, Berufsfelder kennenzulernen und sich außerhalb klassischer 

Bildungswege persönlich weiterzuentwickeln. 

In unserem Grundsatzprogramm stellen wir die Stärkung einer lebendigen Zivilgesellschaft sowie bes-

sere Chancen für Menschen mit ungünstigeren Ausgangsbedingungen ausdrücklich in den Mittel-

punkt. Menschen mit geringen Startchancen sollen gezielt dabei unterstützt werden, ihren eigenen 

Weg gehen zu können. 
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Aus diesem Grund halten wir es insbesondere für richtig, finanzielle Barrieren beim Zugang zu Freiwil-

ligendiensten abzubauen. Das Einkommen der Eltern darf nicht darüber entscheiden, ob sich ein jun-

ger Mensch ein Freiwilliges Soziales Jahr überhaupt leisten kann. Eine zielgerichtete Unterstützung 

von Teilnehmern aus einkommensschwachen Haushalten ist für uns daher besonders sinnvoll. 

Eine pauschale und unbegrenzte Ausweitung jeder Landesförderung unabhängig von Nachfrage, Wir-

kung und Haushaltslage können wir allerdings nicht zusagen. Unser Wahlprogramm stellt sämtliche 

zusätzlichen Ausgaben unter einen Finanzierungsvorbehalt. Entscheidend ist für uns, die vorhandenen 

Mittel so einzusetzen, dass Freiwilligendienste möglichst unabhängig vom sozialen Hintergrund zu-

gänglich sind. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Ja, wir werden uns für eine Verstetigung und den Ausbau der Landesförderung des Freiwilli-

gen Sozialen Jahres einsetzen. Freiwilligendienste wie das FSJ sind für uns eine wichtige Form gesell-

schaftlichen Engagements, die wir sichtbarer machen und stärker anerkennen wollen. Damit ein FSJ 

nicht am Einkommen der Familie scheitert, sollen junge Berliner:innen aus einkommensschwachen 

Haushalten dabei gezielt unterstützt werden. Soziale Angebote wie diese wollen wir künftig verläss-

lich und dauerhaft finanzieren, statt sie Jahr für Jahr neu um Mittel konkurrieren zu lassen. 

 

Volt 

Antwort: Ja. Wir halten an der vereinbarten Finanzierungssteigerung für die Jugendarbeit fest und 

sichern Träger langfristig ab, statt sie von Projektzyklen abhängig zu machen. Freiwilligendienste öff-

nen jungen Menschen Wege in Engagement und Beruf; das muss insbesondere für junge Berli-

ner*innen aus einkommensschwachen Haushalten gelten, damit ein FSJ keine Frage des Elternhauses 

ist. 
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Frage 10: Sind Sie dafür, dass Migrant:innenorganisationen, welche die Vorausset-

zungen wie Zugang zur Zielgruppe, die Expertise, Gewährleistung von Knowhow-

Transfer erfüllen, eine strukturelle Förderung zur Sicherung und zum Ausbau ihrer 

Trägerstrukturen erhalten? 

CDU 

Antwort: Die CDU Berlin erkennt die wichtige Arbeit von Organisationen für Integration und Teilhabe 

an. Strukturelle Förderung kann sinnvoll sein, wenn Transparenz, fachliche Qualität und wirksame 

Zielerreichung gewährleistet sind. Entsprechend unterstützen wir die Weiterentwicklung des Partizi-

pations- und Integrationsprogramms und prüfen, wie vereinbart, die Bündelung von Strukturprojek-

ten in geeigneten Förderstrukturen. 

SPD 

Antwort: Ja. Wir wollen die migrantische Zivilgesellschaft strukturell stärken. Organisationen mit di-

rektem Zugang zu einzelnen Communities leisten einen wichtigen Beitrag für Teilhabe, Integration 

und den Abbau von Diskriminierung. Ihre Erfahrungen und ihre fachliche Expertise müssen in politi-

sche Entscheidungen einfließen. Deshalb haben wir den Integrationsfonds weiterentwickelt und auf-

gestockt, das Partizipations- und Integrationsprogramm neu aufgestellt und den Strukturfond ge-

schaffen und so die Trägerlandschaft strukturell gestärkt. Gleichzeitig haben wir eine vierte Säule In-

tegration im Rahmenfördervertrag mit der Liga geschaffen und wollen so Angebote für und von Men-

schen mit Migrationsgeschichte dauerhaft absichern. 

Grüne 

Antwort: Ja. Wir Grüne stehen an der Seite der zivilgesellschaftlichen Strukturen, Vereine, Mig-

rant*innenorganisationen und Initiativen, die vor Ort in den Kiezen und in der gesamten Stadt die 

Demokratie leben und schützen. Um sie zu stärken, führen wir ein Landesdemokratiefördergesetz ein 

und unterstützen und sichern ihr Engagement und ihre Arbeit damit nachhaltig. So schaffen wir eine 

bessere finanzielle Planbarkeit mit fairen Rahmenbedingungen für die Zivilgesellschaft. Bei der Erar-

beitung und Umsetzung des Gesetzes ist es unerlässlich, zivilgesellschaftliche Projekte und Initiativen 

aktiv einzubinden. 
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Linke 

Antwort: Wir haben bereits im Zuge der Reform des Zuwendungsrechts dafür gekämpft, die instituti-

onelle Förderung auf deutlich mehr Projekte auszuweiten und so für mehr Sicherheit und eine Verrin-

gerung der Bürokratie zu sorgen. In Regierungsverantwortung werden wir schnellstmöglich prüfen, 

wo die institutionelle Förderung ausgeweitet werden kann und wo wenigstens eine unbürokratische 

mehrjährige Förderung bei wiederkehrenden Bedarfen angezeigt ist. Dabei werden wir auch den Zu-

gang zu Zielgruppen und die Expertise der Träger berücksichtigen. Die institutionelle sowie die mehr-

jährige Förderung entlastet am Ende beide Seiten – den Träger und die Verwaltung. Dort, wo eine 

institutionelle Förderung vorerst nicht möglich ist, werden wir besonders kleine Träger durch einen 

Pakt zwischen dem Land und den sozialen Trägern besser absichern. 

 

AfD 

Antwort: Das allgemeine Zuwendungsrecht des Landes steht Migrantenorganisationen heute schon in 

vollem Umfang offen: Wer als Träger gute Arbeit leistet, kann sich – wie jeder andere Verein auch – 

nach transparenten Qualitäts- und Wirksamkeitskriterien um Projektförderung bewerben. Mit dem 

Partizipationsgesetz besteht darüber hinaus bereits ein eigenes Förderregime, das wir aus grundsätz-

lichen Erwägungen kritisch sehen. Eine zusätzliche dauerhafte institutionelle Strukturförderung spezi-

ell für Migrantenorganisationen würde herkunftsbezogene Sonderstrukturen verfestigen, statt die 

Integration in die allgemeinen Strukturen unserer Stadtgesellschaft – Vereine, Verbände, Parteien, 

Religionsgemeinschaften – zu fördern; sie wäre zudem gegenüber allen anderen Trägern, die Jahr für 

Jahr im Wettbewerb um Projektmittel stehen, nicht zu rechtfertigen. Wir treten stattdessen für ein 

einheitliches, herkunftsneutrales Förderrecht ein. 

FDP 

Antwort: Organisationen, die aufgrund ihrer Erfahrung, ihres Vertrauens in bestimmten gesellschaftli-

chen Gruppen und ihrer fachlichen Expertise Menschen erreichen, die staatliche Stellen oftmals nur 

schwer erreichen, können einen wichtigen Beitrag zu Integration, Beratung und gesellschaftlicher 

Teilhabe leisten. 

Für uns ist Berlin eine Einwanderungsstadt und eine lebendige, vielfältige Zivilgesellschaft Bestandteil 

einer freiheitlichen Stadt. Wir wollen eine weltoffene Metropole und unterstützt unter anderem Bera-

tungsangebote für Menschen mit Migrationsgeschichte sowie eine stärkere Vernetzung mit Unter-

nehmern mit Migrationshintergrund. 

Eine strukturelle Förderung kann deshalb dort sachgerecht sein, wo dauerhaft Aufgaben von erhebli-

chem öffentlichem Interesse erfüllt werden und eine reine kurzfristige Projektförderung zu ineffizien-

ten oder instabilen Strukturen führen würde. Entscheidend sind für uns aber transparente und für alle 

vergleichbaren Kriterien: nachgewiesene Fachkompetenz, tatsächlicher Zugang zur Zielgruppe, Quali-

tät der Arbeit, Know-how-Transfer, Wirtschaftlichkeit, Verfassungstreue und überprüfbare Ergebnis-

se. 
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Wir würden eine Organisation daher nicht allein aufgrund ihrer Eigenschaft als Migrantenorganisation 

fördern – ebenso wenig würden wir sie deshalb von einer Förderung ausschließen. Herkunft oder 

Selbstbezeichnung eines Trägers dürfen nicht über staatliche Finanzierung entscheiden. Maßgeblich 

müssen Qualität, Bedarf und Leistung sein. 

Wo diese Voraussetzungen erfüllt sind und eine dauerhafte Struktur nachweislich effizienter ist als 

immer wiederkehrende Einzelprojektförderung, stehen wir einer strukturellen Förderung offen ge-

genüber. Zugleich wollen wir vermeiden, dass sich staatliche Förderung zu einer vom tatsächlichen 

Bedarf losgelösten Bestandsgarantie entwickelt. 

Abschließend danken wir Ihnen nochmals für Ihre Fragen und für Ihre Arbeit für gesellschaftliche Teil-

habe und einen offenen politischen Austausch in Berlin. Auch dort, wo wir bei einzelnen Instrumenten 

zu einer anderen Einschätzung gelangen, teilen wir das Anliegen, Diskriminierung entgegenzutreten, 

Chancen auf Teilhabe zu verbessern und die freiheitliche Demokratie zu stärken. 

Für einen weiterführenden persönlichen Austausch zu diesen und anderen integrations- und gesell-

schaftspolitischen Fragen stehen wir Ihnen sehr gern zur Verfügung. Fragen und Antworten zu diesem 

Wahlprüfstein werden wir auch auf unserer Website veröffentlichen. 

Tierschutzpartei 

Antwort: Ja, Migrant:innenorganisationen sollen eine verlässliche strukturelle Förderung erhalten. Sie 

leisten wichtige Vertrauensarbeit in den Kiezen und erreichen Menschen, die staatliche Stellen oft 

nicht erreichen. Wir werden ihre Arbeit besser finanzieren, strukturell absichern und politisch aufwer-

ten, statt sie auf befristete Projektmittel zu beschränken. Zusätzlich stärken wir ihre Mitbestimmung 

in Beiräten auf Landes- und Bezirksebene, damit ihr Knowhow direkt in politische Entscheidungen 

einfließt. 

Volt 

Antwort: Ja. Wir stärken Migrant*innen-Selbstorganisationen ausdrücklich, unter anderem mit einem 

öffentlichen MSO-Register samt Ansprechpersonen und Angeboten, und ersetzen kurzfristige Projekt-

förderung durch verlässliche Strukturförderung. MSO, die Zugang zur Zielgruppe, Expertise und Know-

how-Transfer gewährleisten, sollen ihre Trägerstrukturen dauerhaft sichern und ausbauen können. 


